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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Gewerbesteuer: Verfassungsmäßigkeit der Geltung des § 8 Nr. 5 GewStG für 

Auslandsdividenden aus Streubesitz im Erhebungszeitraum 2001 
Beschluss vom 07.02.2024, Az: I R 36/23 (I R 5/18)  

2. Verfahrensrecht: AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im Bundesmodell 
Beschluss vom 27.05.2024, Az: II B 78/23 (AdV)  

3. Umsatzsteuer: Steuerpflicht von Vermittlungsleistungen 
Urteil vom 18.01.2024, Az: V R 4/22  

4. Einkommensteuer: Steuerfreiheit von Zuschlägen für Bereitschaftsdienste 
Urteil vom 11.04.2024, Az: VI R 1/22  

5. Einkommensteuer: Anforderungen an Schonvermögen des Unterhaltsempfän-
gers beim Abzug von Unterhaltsleistungen als außergewöhnliche Belastungen 
Urteil vom 29.02.2024, Az: VI R 21/21  

6. Energiesteuer: Thermischen Abfallbehandlung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 Energie-
StG 
Urteil vom 12.03.2024, Az: VII R 1/21  

7. Verfahrensrecht: Verletzung des Steuergeheimnisses 
Urteil vom 17.10.2023, Az: VII R 19/20  

8. Verfahrensrecht: Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO 
Beschluss vom 04.06.2024, Az: VIII B 121/22  

9. DSGVO: Anwendung im Bereich der Steuerverwaltung – Voraussetzungen 
und Reichweite des Auskunftsanspruchs nach Art. 15 DSGVO 
Urteil vom 12.03.2024, Az: IX R 35/21  

10. Verfahrensrecht: Änderung eines ESt-Bescheids nach § 175b Abs. 1 AO 
Urteil vom 20.02.2024, Az: IX R 20/23  

11. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-
satz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Parkplätze) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 11/23 (XI R 34/20)  

12. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-
satz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Frühstücksleistun-
gen) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 13/23 (XI R 7/21)  
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13. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-
satz bei unselbstständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Parkplätze, Fit-
ness- und Wellnesseinrichtungen, W-LAN) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 14/23 (XI R 22/21)  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Gewerbesteuer: Verfassungsmäßigkeit der Geltung des § 8 Nr. 5 GewStG für 

Auslandsdividenden aus Streubesitz im Erhebungszeitraum 2001 
Beschluss vom 07.02.2024, Az: I R 36/23 (I R 5/18) 
Es wird eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts darüber eingeholt, ob § 36 
Abs. 4 des Gewerbesteuergesetzes i.d.F. des Unternehmenssteuerfortentwicklungsge-
setzes vom 20.12.2001 (BGBl I 2001, 3858, BStBl I 2002, 35) auch insoweit gegen 
die verfassungsrechtlichen Grundsätze des Vertrauensschutzes aus Art. 20 Abs. 3 des 
Grundgesetzes verstößt, als er § 8 Nr. 5 des Gewerbesteuergesetzes i.d.F. dieses Geset-
zes auf Ausschüttungen ausländischer Kapitalgesellschaften für anwendbar erklärt, die 
von der ausschüttenden Gesellschaft vor dem 12.12.2001 verbindlich beschlossen wur-
den und die der direkt oder mittelbar über ein inländisches Wertpapier-Sondervermö-
gen mit weniger als 10 % an der ausschüttenden Gesellschaft beteiligten Körperschaft 
vor diesem Zeitpunkt zugeflossen sind. 
 

  
2. Verfahrensrecht: AdV einer Grundsteuerwertfeststellung im Bundesmodell 

Beschluss vom 27.05.2024, Az: II B 78/23 (AdV) 
Die Bewertungsvorschriften der §§ 218 ff. des Bewertungsgesetzes i.d.F. des Grund-
steuer-Reformgesetzes vom 26.11.2019 (BGBl I 2019, 1794) sind bei der im Ausset-
zungsverfahren gemäß § 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung gebotenen summari-
schen Prüfung verfassungskonform dahin auszulegen, dass auf der Ebene der Grund-
steuerwertfeststellung im Einzelfall der Nachweis eines niedrigeren (gemeinen) Werts 
erfolgen kann. Hierfür ist regelmäßig der Nachweis erforderlich, dass der Wert der 
wirtschaftlichen Einheit den festgestellten Grundsteuerwert derart unterschreitet, dass 
sich der festgestellte Wert als erheblich über das normale Maß hinausgehend erweist. 
 
Unter dem Az. II B 79/23 gibt es eine inhaltsgleiche Entscheidung 
 

  
3. Umsatzsteuer: Steuerpflicht von Vermittlungsleistungen 

Urteil vom 18.01.2024, Az: V R 4/22 
1. Ein Klarierungsagent (Schiffsmakler), der zur Klarierung eines bestimmten See-
schiffes (Schiffsabfertigung und -versorgung) einen Hafendienstleister darüber infor-
miert, dass die Schifffahrtsgesellschaft ihn mit der Erbringung von --zu diesem Zeit-
punkt nur teilweise feststehenden-- Leistungen beauftragen wird, stellt den Kontakt zu 
einem bestimmten Kunden her, so dass nur eine Vermittlungsleistung vorliegt, nicht 
aber mehrere Einzelvermittlungen in Bezug auf eine Vielzahl unterschiedlicher Leis-
tungen. 
 
2. Diese Vermittlungsleistung ist nicht gemäß § 4 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 
2 und § 8 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes steuerfrei, wenn es infolge der Vermittlung 
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des geschäftlichen Kontakts zu einer Vielzahl verschiedener, zum Zeitpunkt der Ver-
mittlung nach Art und Umfang noch nicht abschließend bestimmter Umsätze kommt, 
die sowohl steuerpflichtig als auch steuerfrei sein können. 
  
 

  
4. Einkommensteuer: Steuerfreiheit von Zuschlägen für Bereitschaftsdienste 

Urteil vom 11.04.2024, Az: VI R 1/22 
1. Die Steuerfreiheit von Zuschlägen für Bereitschaftsdienste, die außerhalb der regel-
mäßigen Arbeitszeit erbracht und gesondert vergütet werden, bemisst sich nach dem 
Arbeitslohn für die regelmäßige Arbeitszeit und nicht nach dem Bereitschaftsdiens-
tentgelt (entgegen Senatsurteil vom 27.08.2002 - VI R 64/96 , BFHE 200, 240, BStBl 
II 2002, 883). 
 
2. Nicht erforderlich ist, dass der Arbeitnehmer für die zuschlagsbewehrte Tätigkeit 
neben den Erschwerniszuschlägen einen Anspruch auf Grundlohn hat. 
  
 

  
5. Einkommensteuer: Anforderungen an Schonvermögen des Unterhaltsempfängers 

beim Abzug von Unterhaltsleistungen als außergewöhnliche Belastungen 
Urteil vom 29.02.2024, Az: VI R 21/21 
1. Die Wertgrenze in Höhe von 15.500 € (R 33a.1 Abs. 2 Satz 3 der Einkommens-
teuer-Richtlinien) für "ein geringes Vermögen" im Sinne des § 33a Abs. 1 Satz 4 
Halbsatz 1 des Einkommensteuergesetzes (sogenanntes Schonvermögen) ist für das 
Streitjahr 2019 nicht zu beanstanden. 
 
2. Angesparte und noch nicht verbrauchte Unterhaltsleistungen werden grundsätzlich 
erst nach Ablauf des Kalenderjahres ihres Zuflusses zu (abzugsschädlichem) Vermö-
gen. 
  
 

  
6. Energiesteuer: Thermischen Abfallbehandlung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 Energie-

StG 
Urteil vom 12.03.2024, Az: VII R 1/21 
Die Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 des Energiesteuergesetzes setzt voraus, 
dass das Energieerzeugnis im Rahmen der thermischen Abfallbehandlung zu zweierlei 
Zwecken verwendet und nicht nur verheizt wird. Ein neben dem Verheizen bestehen-
der zweiter Verwendungszweck im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn eine che-
mische Reaktion stattfindet, für die ein Verbrennungsprodukt des Erdgases zwingend 
erforderlich ist. 
 

  
7. Verfahrensrecht: Verletzung des Steuergeheimnisses 

Urteil vom 17.10.2023, Az: VII R 19/20 
Eine Verletzung des Steuergeheimnisses liegt nicht vor, wenn (Roh-)Gewinndaten und 
Vertriebskosten des Bauträgers von zu sanierenden Wohnungen für die korrekte Be-
rechnung der Absetzung für Abnutzung gemäß den §§ 7h und 7i des Einkommensteu-
ergesetzes in einem Prüfungsbericht dargestellt werden und deshalb die Erwerber der 
Wohnungen und Feststellungsbeteiligten von diesen Daten Kenntnis erlangen könnten. 
 

  
8. Verfahrensrecht: Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO 
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Beschluss vom 04.06.2024, Az: VIII B 121/22 
§ 152 Abs. 2 der Abgabenordnung verstößt nicht gegen die Unschuldsvermutung ge-
mäß Art. 6 Abs. 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention . 
 

  
9. DSGVO: Anwendung im Bereich der Steuerverwaltung – Voraussetzungen und 

Reichweite des Auskunftsanspruchs nach Art. 15 DSGVO 
Urteil vom 12.03.2024, Az: IX R 35/21 
1. Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Finanzverwaltung unterfällt 
dem Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Auf eine Dif-
ferenzierung nach der Art der Aktenführung, der Art der Dokumente oder der Form 
der Bearbeitung kommt es nicht an. 
 
2. Art. 2 Abs. 2 Buchst. a DSGVO beschränkt die Anwendung der Datenschutz-
Grundverordnung nicht auf den Bereich der harmonisierten Steuern. 
 
3. Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO gewährt keinen gegenüber Art. 15 Abs. 1 DSGVO 
eigenständigen Anspruch gegenüber dem Verantwortlichen auf Zurverfügungstellung 
von Dokumenten mit personenbezogenen Daten. 
 
4. Nur wenn eine Kopie von Dokumenten unerlässlich ist, um der betroffenen Person 
die wirksame Ausübung der ihr durch die Datenschutz-Grundverordnung verliehenen 
Rechte zu ermöglichen, besteht nach Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO ein Anspruch da-
rauf, eine Kopie von Auszügen aus Dokumenten oder gar von ganzen Dokumenten 
oder auch von Auszügen aus Datenbanken, die unter anderem diese Daten enthalten, 
zur Verfügung gestellt zu bekommen. 
 
5. Ein Ausschluss des Auskunftsrechts nach Art. 12 Abs. 5 Satz 2 DSGVO kommt nur 
in Betracht, wenn sich der Verantwortliche hierauf beruft und darlegt, dass ein offen-
kundig unbegründeter oder exzessiver Antrag vorliegt. 
  
 

  
10. Verfahrensrecht: Änderung eines ESt-Bescheids nach § 175b Abs. 1 AO 

Urteil vom 20.02.2024, Az: IX R 20/23 
Die Änderung eines Einkommensteuerbescheids nach § 175b Abs. 1 der Abgabenord-
nung ist auch zulässig, wenn die unzutreffende Berücksichtigung der von einem Drit-
ten übermittelten Daten auf einen Fehler der Finanzbehörde zurückzuführen ist. 
 

  
11. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-

satz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Parkplätze) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 11/23 (XI R 34/20) 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt: 
Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der 
Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein Mitgliedstaat von 
der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden be-
reithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch 
dann ausnehmen darf, wenn es sich hierbei --wie hier (nur) bei der Bereitstellung von 
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Parkplätzen-- um unselbständige Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von 
Fremden handelt? 
 

  
12. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-

satz bei unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Frühstücksleistungen) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 13/23 (XI R 7/21) 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt: 
Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der 
Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein Mitgliedstaat von 
der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden be-
reithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch 
dann ausnehmen darf, wenn es sich dabei --wie hier bei Frühstücksleistungen-- um 
unselbständige Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden han-
delt? 
 

  
13. Umsatzsteuer: EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuer-

satz bei unselbstständiger Nebenleistung zur Beherbergung (Parkplätze, Fitness- 
und Wellnesseinrichtungen, W-LAN) 
Vorlagebeschluss vom 10.01.2024, Az: XI R 14/23 (XI R 22/21) 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird folgende Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt: 
Sind Art. 24 Abs. 1 sowie Art. 98 Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Kategorie 12 der 
Richtlinie 2006/112/EG dahin gehend auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung 
wie § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG entgegenstehen, durch die ein Mitgliedstaat von 
der von ihm vorgesehenen Steuersatzermäßigung für die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden be-
reithält, durch ein nationales Aufteilungsgebot Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen und mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind, auch 
dann ausnehmen darf, wenn es sich --wie hier mit der Bereitstellung von Parkplätzen, 
Fitness- und Wellnesseinrichtungen sowie eines hoteleigenen drahtlosen lokalen Netz-
werks (W-LAN)-- um unselbständige Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherber-
gung von Fremden handelt? 
 

 
  

 

 


